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Bericht und Antrag 

des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 


zu dem Jahresbericht 1972 des Wehrbeauftragten des 
Deutschen Bundestages 

— Drucksache 7/334 — 


A. Bericht des Abgeordneten Rommerskirchen 


I. Allgemeines 

Der Wähi^bearuftragte des Deutschen Bundestages 
hat seinen Jahresbericht 1972 nach § 2 Abs. 3 des 
Gesetzes über den Wehrbeauftragten des Bundes- 
tages am 15. März 1973 vorgelegt. Inder 29. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 9. Mai 1973 erfolgte 
die Überweisung des Berichts an den Verteidigungs- 
ausschuß. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Bericht in 
seinen Sitzungen am 17. Oktober 1973 und am 
7. November 1973 zur Kenntnis genommen und 
beraten. Er erstattet diesen Bericht an den Bundes- 
tag nach § 116b Abs. 2 der Geschäftsordnung. 

II. Zur Beratung im einzelnen 

1. Wegen der Beratung des Haushalts 1973 noch 
vor der Sommerpause mußte der Jahresbericht 
1972 des Wehrbeauftragten des Deutschen Bun- 
destages, der bereits in der Sitzung des Vertei- 
digungsausschlusses am 16. Mai 1973 erstmals 
behandelt werden sollte, auf einen Termin nach 
der Sommerpause vertagt werden. Die vordring- 
liche Behandlung in der Zwischenzeit angelau- 
fener aktueller Themen des Bundesministers der 


Verteidigung machte eine nochmalige Vertagung 
vom 3. Oktober 1973 auf den 17. Oktober 1973 
für die Beratung und auf den 7. November 1973 
für die Beschlußfassung erforderlich. 

2. Die in der 6. Legislaturperiode berufene Kom- 
mission „Kompetenzen We'hrbeauftragter", unter 
Vorsitz des Berichterstatters, wurde auch in der 
7. Legislaturperiode durch Beschluß des Vertei- 
digungsausschusses vom 14, März 1973 wieder 
eingesetzt. 

3. In seinem Jahresbericht 1972 hat der Wehrbeauf- 
tragte des Deutschen Bundestages wie bereits in 
seinem Jahresbericht 1971 eine Reihe von Kom- 
petenzfragen aufgeworfen. Wegen der unter- 
schiedlichen Auffassung zum Bundesminister der 
Verteidigung und der sich daraus ergebenden 
zahlreichen rechtlichen und verfassungsrecht- 
lichen Probleme hat die Kommission „Kompeten- 
zen Wehrbeauftragter" dem Verteidigungsaus- 
ischuß die getrennte Behandlung von Jahresbe- 
richt 1972 und Kompetenzfragen vorgeschlagen. 
Der Verteidigungsausschuß hat beschlossen, die- 
sem Vorschlag zu folgen. Aus diesem Grunde 
behandelt dieser Bericht nur den Jahresbericht 
1972 ohne die Kompetenzfragen. Die Kommission 
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„Kompetenzen Wehrbeauftragter“ wird dem 
Verteidigungsausschuß nach Albschluß ihrer Be- 
ratungen über die Kompetenzen berichten. 

4. Zum Jahresbericht 1972 hat der Bundesminister 
ider Verteidigung dem Verteidigungsausschuß 
eine umfangreiche schriftliche Stellungnahme zu- 
geleitet. Der Wehrbeauftragte hat seinerseits am 
25. OkWber 1973 noch einmal zu Punkten Stel- 
lung genommen, die entweder in der schriftlichen 
Stellungnahme des Bundesministers der Vertei- 
digung vom Mai 1973, in seinen mündlichen 
Einlassungen in der Siteung des Verteidigungs- 
ausschusses oder in den diesbezüglichen Erörte- 
rungen nicht bzw. unzureichend igdklärt wurden. 
Weil diese nicht erneut beraten wurden, bleiben 
Meinungsverschiedenheiten und Widersprüche 
bestehen. 

Die Veröffentlichung der Jahresberichte soll 
künftig erst erfolgen, nachdem sowohl dem Vor- 
sitzenden des Verteidigungsausschusses und den 
Obleuten der Fraktionen als auch dem Bundes- 
minister der Verte idigunig möglichst der volle 
Wortlaut, zumindest aber seine Grundzüge be- 
kanntgegeben wurden. In diesem Verfahren soll 
der Charakter des Wehrbeauftragten als Hilfs- 
organ des Parlaments zum Ausdruck kommen. 
Außerdem sollen die genannten Stellen in die 
Lage versetzt werden, die öffentliche Diskussion 
des jeweiligen Jahresberichts vom Augenblick 
seines Erscheinens an uneingeschränkt mitbe- 
streiten zu können. Der Berichterstatter regte an, 
zukünftig auf die Darstellung von problemati- 
schen Sachverhalten und Einzelfällen zu verzich- 
ten, die ausschließlich auf Kommunikations- 
schwierigkeiten zwischen den Dienststellen des 
We)hrbeauftragten und des Bundesministers der 
Verteidigung zurückzuführen und zum Zeitpunkt 
der Abfassung des Jahresberichts bereits als ge- 
klärt festzustellen seien. Nachdem die Bekannt- 
gabe des Jahresberichts des Wehfbeauft ragten 
an 'die Öffentlichkeit keiner Beschränkung unter- 
liegt, die Stellungnahme des Bundesministers der 
Verteidigung hierzu demgegenüber nur dem Par- 
lament zur Kenntnis gelangt, wird zur Vermei- 
dung eines falschen Eindrucks diese Regelung 
für zweckdienlich gehalten. 

5. Der Berichterstatter hat in der iSitzung am 
17. Oktober 1973 dem Verteidigungsausschuß 
vorgeschlagen, bei der Beratung der einzelnen 
Punkte, die Anregungen oder Forderungen des 
Wehrbeauftragten beinhalten und in der Stel- 
lungnahme des Bundesministers der Verteidi- 
gung gar nicht oder unzureichend berücksichtigt 
sind, zunächst noch einmal deren Standpunkte 
oder Auffassungen zu hören. Er kennzeichnete 
über 30 strittige Fragen im einzelnen. Die we- 
sentlichsten waren: 

Problem im Bereich der individuellen Menschen- 
iührung 

Der Berichterstatter wies im Zusammenhang mit 
Fragen der militärischen Ordnung und Disziplin 
auf widersprüchliche Darstellungen im Jahres- 
bericht hin, soweit es sich um einen Zustands- 


vergleich zwischen idem vorausgegangenen und 
dem Berichtsjahr handelt. Der Verteidigungs- 
ausschuß beschloß, gelegentlich eines Zustands- 
berichts 'des Bundesmini Sters der Verteidigung 
über die innere Lage der Bundeswehr dieses 
Thema gesondert aufzugreifen. 

Kriegsdienstverweigerung 

Die Anregung des Wehfbeauftragten, die recht- 
lichen Möglichkeiten einer streitbaren Demo- 
kratie besser zu nutzen, hatte eine ausführliche, 
teilweise kontroverse Diskussion zur Folge. Das 
Problem, wie eine Beeinflussung zumal mit poli- 
tischer Zielsetzung, die dem Wesen der perso- 
nalen Verantwortung und Gewissensentschei- 
dung nicht gerecht würde, auszuschließen oder 
mindestens einzudämmen sei, veilblieb im Wider- 
streit der Meinungen. 

Wahlrechtsregelung für Soldaten, die vom Aus- 
land in die Bundesrepublik Deutschland versetzt 
werden 

Da diese immer noch ausstehe, bat der Wehr- 
beauftragte um beschleunigte Bearbeitung. 

Änderung des Vertrauensmännerwahlgesetzes 
Hierzu ist die Novelle in Bearbeitung. 

Grundsätze der Inneren Führung und Anwen- 
dung des Rechts 

Zu dieser Frage haben der Wehrbeauftragte und 
der Bundesminister der Verteidigung noch keine 
volle Übereinstimmung erzielen können. 

Einweisung der Rechtsberater 

Der Wehrbeauftragte wies auf die Notwendig- 
keit genügender Personalausstattung im Unter- 
bau hin. Der Bundesminister der Verteidigung 
verwies auf den Mangel an Planstellen, für 
deren Bewilligung das Parlament zuständig sei. 

Verbesserung der Lehrinformation an den 
Schulen 

Dieses Thema soll zusammen mit der Broschüre 
des Bundesministers der Verteidigung „Vertei- 
digung H- Entspannung = Sicherheit“ (gelbes 
Buch) mit der Arbeitsgruppe von Beauftragten 
der Kultusminister der Länder und des Bundes 
beraten werden. 

Ausgleichsabgabe 

Die Frage der Wehrgerechtigkeit wird im Zu- 
sammenhang mit der neuen Wehrstrukturkon- 
zeption des Bundesministers der Verteidigung 
im Ausschuß beraten werden. 

Reservistenkonzeption 

Hierzu bat der Wehrbeauftragte um Prüfung 
einer Verjüngung innerhalb der Hauptfeldwebel 
für Reservisten, einer Umwandlung der Planstel- 
len der Hauptfeldwebel in solche für Offiziere 
des militärfachlichen Dienstes, einer Verbesse- 
rung der Vergütung für Hilfskräfte, einer Stel- 
lenzulage von 50 DM. 
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Der Bundesminister der Verteidigung konnte 
eine Verjüngung nicht versprechen und warnte 
vor der Zerstörung eines einheitlichen Besol- 
dungsrechts durch weitere Zulagenforderungen. 

Personalführung 

Der Wehiheauftragte regte die Einweisung von 
Fach Offizieren in Planstellen A 12 an. Der Bun- 
desminister der Verteidigung stimmte dem zu, 
wies jedoch auf die fehlende gesetzliche Rege- 
lung durch Änderung der Lauf bahn Verordnung 
hin. 

Verzögerungen bei Besoldungen und 
Abfindungen 

Der Bundesminister der Verteidigung ist aufge- 
fordert, durch Umorganisation oder Verbesserung j 


der Personalsituation für eine rechtzeitige Zah- 
lung von Bezügen Sorge zu tragen. Insbesondere 
bei Auslandskommandierungen ist eine zügigere 
Behandlung geboten. 

Anrechnung von Übergangszeiten bei Soldaten, 
die aufgrund von Verwundungen am 8. Mai 1945 
Reservisten der Wehrmacht waren 

Eine vom Wehrbeauftragten gewünschte Rege- 
lung hielt der Bundesminister der Verteidigung 
aus rechtssystematischen und haushaltsmäßigen 
Gründen für nicht möglich. Eine erneute Bera- 
tung ist erforderlich. 

Der Ausschuß beschloß auf Antrag des Bericht- 
erstatters einstimmig, den zu B. enthaltenen An- 
trag dem Plenum des Deutschen Bundestages vor- 
j zulegen. 


Bonn, den 7. November 1973 


Rommerskirchen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen; 

1. Der Jahresbericht 1972 des Wehrbeauftragten — Drucksache 7/334 — wird 
zur Kenntnis genommen. 

2. Der Bundestag dankt dem Wehrbeauftragten für seine Arbeit im Berichtsjahr. 

3. Die in dem Bericht enthaltenen Empfehlungen werden der Bundesregierung 
zur Prüfung, Erwägung und möglidien Beachtung zur Kenntnis gebracht. 


Bonn, den 7. November 1973 


Der Verteidigungsausschuß 

Schmidt (Würgendorf) Rommerskirchen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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